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1. Lagebericht

1.1 Betriebs- und Rechtsform der Einrichtung
Rheinisches Heilpädagogisches Heim Langenfeld
Kölner Straße 82
40740 Langenfeld


Tel.: 02173/1014-1700
Das Rhein. Heilpädagogische Heim wird als wirtschaftlich und organisatorisch eigenständige Einrichtung wie ein Eigenbetrieb geführt.

Die Betriebsleitung bilden:

Herr Woldemar Hesse


Herr Henning Rose
Fachlicher Direktor



Kaufmännischer Direktor

Träger ist:

Landschaftsverband Rheinland

50663 Köln




Tel.: 0221/809-0

Das Rhein. Heilpädagogische Heim gehört zum Sondervermögen des Landschaftsverbandes Rheinland.
1.2 Aufgabenstellung und Einzugsgebiet

Aufgabenstellung des Heimes ist die umfassende Beratung, Förderung, Betreuung und Versorgung von Menschen mit geistiger Behinderung gemäß den Prinzipien: Normalität, Individualität und Integration.

Um eine familiennahe Betreuung zu ermöglichen, nimmt sich das Rheinische Heilpädagogische Heim Langenfeld vorwiegend behinderter Menschen an, die aus den Städten und Gemeinden Neuss, Düsseldorf, Solingen, Monheim, Hilden, Langenfeld, Leverkusen, Burscheid, Kürten und Wermelskirchen kommen.
1.3 Geschäftsverlauf 2004
1.3.1 Rechtliche Rahmenbedingungen

Die stationären Leistungen der Eingliederungshilfe werden nach differenzierten Entgelten im Sinne des § 76 Abs. 2 SGB XII abgerechnet. Die Vergütungen für diese Leistungen bestehen mindestens aus den Pauschalen für Unterkunft und Verpflegung (Grundpauschale) und für die Maßnahmen (Maßnahmepauschale) sowie aus einem Betrag für betriebsnotwendige Anlagen einschließlich ihrer Ausstattung (Investitionsbetrag). Durch die Differenzierung der Entgelte erwartet der Gesetzgeber eine stärkere Leistungsorientierung sowie eine Erhöhung der Wirtschaftlichkeit.

Auf Landesebene haben die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe als überörtliche Kostenträger mit den Einrichtungsträgern insbe​sondere der freien Wohlfahrtspflege zur Definition der einzelnen Leistungsangebote und deren Vergütung einen Landes​rahmenvertrag unterzeichnet. 

Eine entsprechende Leistungs-, Vergütungs- und Prüfungsvereinbarung mit dem überörtlichen Sozialhilfeträger liegt für das Rheinische Heilpädagogische Heime vor. 

Das Rhein. Heilpädagogische Heim wird sich darauf einstellen müssen, dass ihr individuelles Leistungsbild im Rahmen eines externen Leistungsvergleichs mit anderen Einrichtungen beurteilt wird. Gegenüber dem Kostenträger sollten der Leistungsinhalt und das damit verbundene Qualitätsniveau nachvollziehbar beschrieben sowie die Höhe des zu vereinbarenden Entgeltes begründet werden.
1.3.2 Forschung und Entwicklung

Zusammen mit vier weiteren Rheinischen Heilpädagogischen Heimen, niederländischen Einrichtungen und einem niederländischen Consulententeam beteiligt sich das Rhein. Heilpädagogische Heim an der Durchführung eines Euregio-Projektes mit dem Ziel, in einer Zusammenarbeit über die Grenzen hinweg bessere Handlungsansätze entwickeln und umsetzen zu können, um so die Chancen für Menschen mit Behinderungen und spe​ziellem Unterstützungsbedarf (herausforderndes Verhalten) zur Teilnahme am gesell​schaftlichen Leben in den Niederlanden und in Deutschland zu verbessern. Das Euregio-Projekt wird von deutschen und niederländischen Universitäten wissenschaftlich begleitet.

1.3.3 Entwicklung im Personalbereich

Das Heilpädagogische Heim Langenfeld beschäftigt 398 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, davon 236 in Teilzeit ( 65 Männer und 171 Frauen). Der Personalbereich ist dabei über das Personalcontrolling an die Belegungsentwicklung gekoppelt. Die Fachkraftquote im Assistenz- und Betreuungsbereich beträgt im Geschäftsjahr 2004  91,04 %.

Die Schwerbehindertenquote liegt bei  5,93 %. 

1.3.4 Entwicklung im Assistenz- und Betreuungsbereich

ambulant Betreutes Wohnen (BeWo)


Das Projekt „BeWo 2004“ zur Erstellung organisatorischer, konzeptioneller, struktureller und finanzieller Grundlagen zur praktischen Durchführung einer ambulanten Betreuung stand Ende 2004 kurz vor dem erfolgreichen Abschluss. 


Im Jahr 2004 sind Vorbereitungen getroffen worden, um Anfang 2005 die Anzahl der Betreuungsverträge von einem auf vier zu erhöhen. Im Laufe des Jahres 2005 ist eine erhebliche Steigerung über Zielvereinbarungen mit den Regionalleitungen geplant (20 Verträge).


Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstellen (KoKoBe)


Alle Vorbereitungen sind Ende 2004 mit den beteiligten Anbietern im Rheinisch-Bergischen-Kreis getroffen worden, sodass Anfang 2005 das HPH Langenfeld eine KoKoBe in Burscheid in Betrieb setzen konnte. 


Individuelle Hilfepläne (IHP)


Alle erforderlichen Schulungen sind durchgeführt worden, um die IHP im Assistenz- und Betreuungsdienst routinemäßig bearbeiten zu können.


Individuelle Assistenzplanung (IAP)


Die Individuelle Assistenzplanung ist in einem Teilbereich der Region Kreis Mettmann seit längerem etabliert. Ein Transfer dieser Betreuungsform erfolgt in derselben Region auf weitere Bereiche.


In der Region Stadt Solingen sind die Grundlagen erarbeitet worden, um die Individuelle Assistenzplanung auch für NutzerInnen mit sehr hohem Hilfebedarf exemplarisch erproben zu können.


Konsulentenarbeit


Das HPH Langenfeld beteiligt sich aktiv am Euregio-Projekt „Hand in Hand“, das grenzüberschreitend (Niederlande, Deutschland) die derzeitigen Konsulentensysteme vergleicht.


Im Jahr 2004 ist die Fallfrequenz der Inanspruchnahme des Orga-Teams in der Konsulentenarbeit deutlich erhöht worden. In allen Fällen war der Kostenträger bereit, Zusatzbetreuungen über die Einzelfallhilfe zu finanzieren.


Tagesstruktur


Alle Vorbereitungen sind getroffen worden, um im Jahr 2005 in allen Regionen für annähernd alle NutzerInnen, die nicht mehr oder noch nicht in einer WfB eingegliedert sind, eine HPZ-Betreuung anzubieten.

1.3.5 Investive Projekte

Im Geschäftsjahr 2004 wurden die Objekte Leichlingen, Moltkestraße und Monheim, Radstädter Weg bezogen. Damit wurde ein weiterer Schritt zur Vollendung des Prinzips der Regionalisierung geschafft. In 2005 soll der letzte Schritt zur Erreichung des Ziels mit der Inbetriebnahme der Objekte in Kürten, Burscheid und Rheindorf getan werden. Dann befindet sich keine Wohngruppe des HPH Langenfeld mehr auf dem Kerngelände.

Im Geschäftsjahr 2004 wurden sukzessive weitere Standorte mit vernetzten Computerarbeitsplätzen ausgestattet. Auch diese Entwicklung wird in 2005 ihren Abschluss finden. Dann werden alle Standorte bzw. Wohngruppen mit den entsprechenden Computerarbeitsplätzen ausgestattet sein.
1.4 Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

1.4.1 Vermögenslage im Geschäftsjahr (Bilanz)
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%
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Anlagevermögen

22.144,0

86,2%

21.422,9

83,4%

-721,1

-3,3%

Vorräte

4,4

0,0%

0,0

0,0%

-4,4

-100,0%

Forderungen aus L. u. L.

1.982,9

7,7%

2.015,3

7,8%

32,4

1,6%

Forderungen gegen den Träger

u. a. Einrichtungen des Trägers

1.398,7

5,4%

2.115,7

8,2%

717,0

51,3%

Sonst. Vermögensgegenstände

36,0

0,1%

48,9

0,2%

12,9

35,9%

Flüssige Mittel

68,2

0,3%

82,2

0,3%

14,0

20,4%

Rechnungsabgrenzungsposten

53,8

0,2%

11,7

0,0%

-42,1

-78,2%

Betriebsvermögen

25.688,0

100%

25.696,7

100,0%

8,7

0,0%

Eigenkapital

6.334,2

24,7%

6.021,6

23,4%

-312,6

-4,9%

Sonderposten

15.884,0

61,8%

15.533,1

60,4%

-350,9

-2,2%

Rückstellungen

2.272,5

8,8%

2.766,8

10,8%

494,3

21,7%

Verbindlichkeiten

1.197,2

4,7%

1.375,2

5,4%

178,0

14,9%

Rechnungsabgrenzungsposten

0,0

0,0%

0,0

0,0%

0,0

#DIV/0!

Betriebskapital

25.688,0

100%

25.696,7

100%

8,7

0,0%

2003

2004

Veränderung


Das Anlagevermögen hat sich im Berichtsjahr kaum verändert. Die Verringerung des Wertes resultiert hauptsächlich aus den regelmäßigen jährlichen Abschreibungen.
Im Umlaufvermögen ist eine Erhöhung der Forderungen gegen den Träger und andere Einrichtungen des Trägers festzustellen. Diese sind im Wesentlichen Forderungen aus der Wiedereingliederungshilfe.

Das Eigenkapital ist nahezu unverändert.

Die Veränderung im Bereich der Rückstellungen resultiert hauptsächlich durch die Erhöhung der Rückstellung für ADV-Modernisierung. Aufgrund der Umstellung auf Citrix, die Einführung von SP-X und die Verlagerung von Kompetenzen auf die Wohngruppen wird die ADV-Ausstattung sehr viel umfangreicher: Jede Wohngruppe wird mit einem PC- (Terminal-)Arbeitsplatz ausgestattet.
1.4.2 Finanzlage im Geschäftsjahr

Die Finanzmittel setzen sich wie folgt zusammen:
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Investitionen

Gesamt

T €

T €

T €

Kasse

7.503,4

0,0

7.503,4

Guthaben bei Kreditinstituten

74.718,0

0,0

74.718,0

Abrechnungskonto LVR

1.849.921,6

0,0

1.849.921,6

Kontokorrentverbindlichkeiten 

gegenüber Kreditinstituten

0,0

0,0

0,0

Summe

1.932.143,0

0,0

1.932.143,0


Da zur Erfüllung laufender Zahlungsverpflichtungen die Möglichkeit der Betriebsmittelziehung über das Abrechnungskonto des Trägers besteht, ist die Zahlungsfähigkeit des Heimes gewährleistet.

1.4.3 Ertragslage im Geschäftsjahr
Die durchschnittliche Platzauslastung betrug im Berichtsjahr 98,25 %; im Geschäftsjahr 2003 betrug sie 97,40 %.

Ein Vergleich der gewichteten Berechnungstage Ist-2003, Wirtschaftsplan 2004 und Ist-2004 zeigt die folgende Übersicht:
	gewichtete Berechnungstage 2003
	gewichtete Berechnungstage WP 2004
	gewichtete Berechnungstage 2004
	Vergleich 

2003 zu 2004
	Vergleich 

WP 2004 zu Ist-2004

	140.720
	143.248
	142.402
	1.682
	./. 846


Die Entgelte entwickelten sich wie folgt:
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Entgelt 
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Ø-Entgelt 

Abw. 

Ø-Entgelt

2003

1.1.2004

1.2.2004

1.9.2004

2004

zu 2003

Euro

Euro

Euro

Euro

Euro

Euro

Grundpauschale

19,80

19,84

20,08

20,43

20,18

0,38

Maßnahmepauschale

109,44

109,65

110,97

110,65

110,75

1,31

Investitionsbetrag

18,06

19,38

19,38

19,38

19,38

1,32


1.4.4 Umsatzentwicklung
Die Umsätze für vollstationäre Assistenz- und Betreuungsleistungen des Heimes entwickelten sich seit 2000 wie in der nachstehenden Tabelle aufgeführt:
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2000

2001

2002

2003

2004

Gewichtete

Berechnungstage

143.091

141.887

141.571

140.720

142.402

Umsatzerlöse in T Euro

19.150

19.502

18.894

19.270

20.040

je gew. Berechnungstag 

in Euro

133,83

137,45

133,46

136,94

140,73


1.5 Voraussichtliche Entwicklung / Risikoanalyse

Das Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG) verpflichtet prüfungspflichtige Unternehmen auch auf Risiken der zukünftigen Geschäftsentwicklung einzugehen und ein Risikomanagement zu entwickeln.

1.5.1 Risiken der Einnahmeentwicklung
Die schwierige Haushaltslage der Kommunen und der Kommunalverbände führt in den nächsten Jahren dazu, dass die Erlösentwicklung voraussichtlich nicht den Tarifentwicklungen und der allgemeinen Preisentwicklung entsprechen wird.
Die vom Kostenträger neu eingeführte Individuelle Hilfeplanung führt zu einer stärkeren Standardisierung des Kostenübernahmeverfahrens und zu mehr Transparenz hinsichtlich des Leistungsgeschehens.

Das Rhein. Heilpädagogische Heim hat die Angebotspalette um das „ambulant Betreute Wohnen“ ausgebaut.
1.5.2 Risiken der Kostenentwicklung
Für das Heim als öffentliche Einrichtung sind die Personalkosten in unmittelbarer Ab​hängigkeit zu sehen zu den Vereinbarungen zwischen den Tarifvertragsparteien im Rahmen des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst – TVöD. Es ist zu erwarten, dass auch in den nächsten Jahren die effektiven Auswirkungen dieses Tarifvertrages die Entgelt- bzw. Erlössteigerun​gen überschreiten werden.
Für die Angestellten und Arbeiter im öffentlichen Dienst wurden Zahlungen an die Rheini​sche Zusatzversorgungskasse für Gemeinden und Gemeindeverbände, 50533 Köln, ge​leistet. Es handelt sich um ein Umlage finanziertes System; der Umlagesatz beträgt für den laufenden Deckungsabschnitt 4,25% Umlage zuzüglich 1,0 % Sanierungsgeld. Dieser Be​trag ist allein vom Arbeitgeber zu tragen und steuer- und sozialversicherungsfrei. Zur Fi​nanzierung des Umlagesatzes ist anzumerken, dass der Satz, den der Arbeitgeber in voller Höhe trägt, auf maximal 5,2% festgeschrieben ist. Der Umlagesatz, der 5,2% übersteigt, wird von Arbeitgeber und Arbeitnehmer je zur Hälfte gezahlt. 
Beginnend mit dem Jahr 2004 ergibt sich als weitere Finanzierungslast für die Mitglieder der Rheinischen Zusatzversorgungskasse:



2004
4,25% Umlage
+ 1,0%
Sanierungsgeld



2005
4,25% Umlage
+ 2,5%
Sanierungsgeld

Über die weitere Ausgestaltung der Finanzierung kann derzeit noch keine Aussage getroffen werden.
Die weitere Umsetzung des Tarifvertrages zu Regelungen der Altersteilzeit gem. § 2 Abs. 1 TV ATZ eröffnet allen Arbeitnehmern bzw. –innen des Heimes ab dem 60. Le​bensjahr einen Rechtsanspruch, vorzeitig aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. Eine Schätzung der zukünftigen Inanspruchnahme ist nur schwer möglich.

Die Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes zum Thema Bereitschaftsdienst und ihre Umsetzung in möglichen finanziellen Mehrbelastungen durch Anpassung der Arbeits​zeitregelungen sind noch nicht einzuschätzen. Die im Arbeitszeitgesetz (ArbZG) vorgesehene Übergangsfrist endet am 31.12.2005.

1.6 Voraussichtliche Entwicklung des Heimes
1.6.1 Einrichtungsentwicklung

Dezentralisierung


Im Jahr 2004 sind alle Weichen gestellt worden, um Ende 2005 bzw. Anfang 2006 sämtliche Bewohnerplätze auf dem Kerngelände aufgeben zu können. Realisiert wird dies mit drei Neubauten in Kürten, Leverkusen und Burscheid.


Begleitende Dienste


Alle Regionalleitungen verfügen über eigene regionale Begleitende Dienste.


Qualitätsmanagement


Neben zahlreichen kontinuierlichen Verbesserungen und Entwicklungen im QM-System (Revisionen von Prozessen, Einführung des elektronischen QMH und vieles Andere) ist das Selbstaudit als effizientes Steuerungsinstrument eingeführt worden.

1.6.2 Entwicklung der Informationstechnologie
Im Jahr 2004 wurden planmäßig 19 weitere Standorte mit einem Computerarbeitsplatz ausgestattet, an denen bis zu 6 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter arbeiten. Diese wurden jeweils in die Standartsoftware des LVR eingewiesen. Inzwischen sind von den etwa 420 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 280 am Netz.

Die Hälfte der Arbeitsplätze wurden von Windows XP Pro auf Citrix migriert.

Die Probleme in der Performance in den Aussenstellen konnten durch Umstellung der Arbeit auf Citrix-Server unter Nfuse weitgehend beseitigt werden.

Die flächendeckende Ausstattung mit EDV-Arbeitsplätzen soll laut Planung im Juni 2005 abgeschlossen sein. Dann werden 420 Anwender am Netz sein.

Die  elektronische Budgetbewirtschaftung wird im Laufe des Jahres 2005 sukkzessive eingeführt.

Ende 2005 werden laut Zielplanung 18 Wohngruppen ihre Dienstplanung per EDV erledigen.

Alle Mitarbeiter werden in einem aufwändigen Schulungsplan bis Ende 2005 in den Pogrammen Word, Excel, Outlook , Betriebssystem und Dateiverwaltung intern fortgebildet.

Die Dienstplaner der betreffenden Wohngruppen werden in Intensivschulungen eins zu eins unterwiesen.

1.6.3 Interne Budgetierung, Controlling und Kennzahlensystem
Im Rahmen der Verlagerung von Kompetenzen vor Ort erhalten die Wohngruppen ein Budget, Handwerker- und Reparaturleistungen bis zu einem Volumen in Höhe von 500,-- EUR pro Auftrag eigenständig zu vergeben. Dafür wird ihnen eine Liste der in Frage kommenden Firmen durch die Verwaltung ausgehändigt. Die Kontrolle des Budgets wird durch die Verwaltung durchgeführt. Verantwortlich für das Budget und dessen Einhaltung wird ein Mitarbeiter (Teamleitung) pro Standort sein. Die notwendigen Änderungen bzw. die Neuentwicklung von Formularen im QM-System ist für das erste Halbjahr 2005 vorgesehen. Begonnen wird in 2005 zunächst mit zwei Pilotstandorten: Am Scharfenstein 24 in Düsseldorf mit drei Wohngruppen und Lützowstr. 24 in Solingen mit zwei Wohngruppen.
Die Wohngruppen erhalten monatlich Beträge (Auszahlungsbudgets), das so genannte Wirtschafts- und Verpflegungsgeld, auf ihr Girokonto überwiesen, das den Zweck hat, das tägliche Leben so normal wie möglich zu gestalten. Dazu gehören u.a. einkaufen, Essen zubereiten, Essen gehen, waschen usw.

Die Kontrolle der ausgezahlten Gelder erfolgt über eine monatliche Abrechnung mit Hilfe eines Kassenbuches.

Im Berichtsjahr wurde eine im HPH Bedburg-Hau entwickelte elektronische Budgetverwaltung auf Excel-Basis angeschafft. Damit wird das Kassenbuch in Papierform abgelöst. Im Laufe des Jahres 2005 sollen sukzessive alle Wohngruppen und HPZ damit ausgestattet werden. Die elektronische Budgetverwaltung erlaubt nun auch einen Überblick über den Kassentand und den Kontostand des Bekleidungsgeldes. 

Sollte im Laufe des Jahres 2005 die Budgetierung der Ferien- und Freizeitmaßnahmen durchgeführt werden, ist die Kontrolle ebenfalls über die elektronische Budgetverwaltung möglich.

Das in 2003 in den Rheinischen Heilpädagogischen Heimen eingeführte Kennzahlensystem wird auf Grund der Erfahrungen mit den ersten Auswertungen überarbeitet. Ergebnisse werden in der ersten Hälfte des Jahres 2005 erwartet.. Bis dahin bleibt der ursprüngliche Kennzahlenkalender verbindlich.

Gemeinsam mit den Rheinischen Heilpädagogischen Heimen wird der Träger in 2005 ein Projekt starten, um in allen HPH die Profitcenter-Rechnung zum 01.01.2006 einzuführen. Dabei sind die zukünftigen Regionen der HPH-Netze als Profitcenter zu definieren. An diesem Projekt sind alle HPH beteiligt, um eine Einheitlichkeit und dadurch eine Vergleichbarkeit der Einrichtungen zu erreichen und zu gewährleisten.
Die Betriebsleitung
	Siebert
stellv. Fachliche Direktorin
	
	Rose
Kaufmännischer Direktor
	


2. Jahresabschluss
2.1 Bilanz zum 31.12.2004
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9.420.395,46

C.

Umlaufvermögen

    Rückzahlungsverpflichtung an den Träger

I.

Vorräte

2. Rückstellungen für Pensionen

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

4.408,32

0,00

3. Sonstige Rückstellungen 

2.272.538,47

2.766.773,74

II.

Forderungen und sonstige 

11.919.764,43

12.187.169,20

Vermögensgegenstände

D.

Verbindlichkeiten

1. Forderungen aus Lieferungen und 

1.982.870,43

2.015.343,32

1.

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

168.163,48

143.166,76

    Leistungen 

    -davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

    - davon mit einer Restlaufzeit von mehr als

EUR 143.166,76 (Vorjahr EUR 168.163,48)

   einem Jahr EURO 0,00 (Vorjahr EURO 0,00)

4.

Verbindlichkeiten gegenüber dem Träger der Ein-

737.518,96

625.325,93

2. Forderungen gegen den Träger der Einrich-

1.398.674,52

2.115.664,20

richutng und anderen Einrichtungen des Trägers

    tung und andere Einrichtungen des Trägers

-davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

7. Sonstige Vermögensgegenstände

35.972,53

48.943,02

EUR 625.325,93 (Vorjahr EUR 737.518,96)

    - davon mit einer Restlaufzeit von mehr als

7.

Verbindlichkeiten aus öffentlichen Fördermittel für

214.337,27

321.787,29

   einem Jahr EURO 0,00 (Vorjahr EURO 0,00)

Investitionen - davon mit einer Restlaufzeit

3.417.517,48

4.179.950,54

bis zu einem Jahr EUR 321.787,29 (Vorjahr EUR 214.337,27)

9.

Sonstige Verbindlichkeiten 

77.193,31

284.978,95

IV.

Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten

68.246,53

82.221,36

- davon mit einer Restlaufzeit von bis zu ei-

nem Jahr EUR xx.xxx,xx (Vorjahr EUR 77.193,31)

E.

Rechnungsabgrenzungsposten

53.753,72

11.663,03

1.197.213,02

1.375.258,93

2.

Andere Abgrenzungsposten

F.

Rechnungsabgrenzungsposten

0,00

0,00

25.687.954,55

25.696.680,44

25.687.954,55

25.696.680,44

Langenfeld, den 27.06.2005

Die Betriebsleitung

Siebert, stellv. Fachliche Direktorin

Rose, Kaufmännischer Direktor


2.2 Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2004

[image: image7.wmf]2003

2004

Euro

Euro

Euro

Euro

1.

Umsatzerlöse

19.269.747,06

20.039.783,58

8.

Sonstige betriebliche Erträge

1.268.242,09

20.537.989,15

1.039.540,79

21.079.324,37

9.

Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter

11.063.815,10

11.337.254,47

b) Sozialabgaben, Altersversor-

3.264.011,58

14.327.826,68

3.259.143,61

14.596.398,08

    gung und sonstige Aufwendungen

10.

Materialaufwand

a) Lebensmittel

885.311,18

775.248,55

b) Wasser, Energie, Brennstoffe

350.662,48

374.743,50

c) Wirtschaftsbedarf/Verwaltungsbedarf

1.391.159,86

2.627.133,52

1.531.872,60

2.681.864,65

11.

Aufwendungen für zentrale Dienstleistungen

186.230,17

190.537,80

12.

Steuern, Abgaben, Versicherungen

200.416,83

217.797,96

14.

Mieten, Pachten, Leasing

613.756,32

1.000.403,32

857.474,17

1.265.809,93

Zwischenergebnis

2.582.625,63

2.535.251,71

15. Erträge aus öffentlicher und nichtöff-

1.463.035,12

1.451.317,91

entlicher Förderng von Investitionen

16.

Erträge aus der Auflösung von Sonder-

610.649,19

621.619,53

posten und Rückstellungen

17.

Erträge aus der Ausstattung von Aus-

gleichsposten aus Darlehensförderung

18.

Aufwendungen aus der Zuführung zu 

1.463.035,13

610.649,18

1.451.317,91

621.619,53

Sonderposten/ Verbindlichkeiten

20.

Abschreibungen

a) auf immaterielle Vermögensgegen-

607.458,65

616.818,83

    stände und Sachanlagen

b) auf Forderungen und sonstige Ver-

607.458,65

616.818,83

    mögensgegenstände

21.

Aufwendungen für Instandhaltung und

1.360.448,29

763.414,14

Instandsetzung

22.

Sonstige ordentliche und außerordent-

1.182.309,47

2.542.757,76

1.721.574,65

2.484.988,79

liche Aufwendungen

Zwischenergebnis

43.058,40

55.063,62

25.

Zinsen und ähnliche Erträge

348,6

393,82

27.

Zinsen und ähnliche Aufwendungen

33.

Jahresfehlbetrag/-überschuss

43.407,00

55.457,44

34.

Gewinnvortrag

32.952,78

76.359,78

35.

Entnahmen aus Gewinnrücklagen

36.

Einstellung in Gewinnrücklagen

37.

Erträge aus der Auflösung von Rücklagen

38.

Bilanzgewinn

76.359,78

131.817,22


2.3 Anhang

2.3.1
Allgemeine Erläuterungen zum Jahresabschluss

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgten Bilanzierung und Bewertung gemäß 
§ 106 GO NW und § 1 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen in Verbindung mit § 317 HGB entsprechend der Vorschriften des Dritten Buches des HGB über große Kapitalgesellschaften.

Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anlagennachweis wurden grundsätzlich nach den Vorschriften der Pflegebuchführungsverordnung gegliedert.

2.3.2 Erläuterungen zur Bilanz

AKTIVA
A.
Anlagevermögen

Zur grundsätzlichen Bewertung der Grundstücke und Gebäude wird auf den Anhang zur Eröffnungsbilanz verwiesen.

Die Abschreibungen wurden grundsätzlich nach der linearen Methode vorgenommen. Bei den Gebäuden wurde von einer Nutzungsdauer von 50 Jahren ausgegangen, bei den Außenanlagen und bei beweglichen Anlagegütern wurde die Nutzungsdauer, soweit möglich, in enger Anlehnung an die AfA-Tabellen der Finanzverwaltung ermittelt.

Bei den Zugängen zum Sachanlagevermögen wurden die Abschreibungen grundsätzlich zeitanteilig verrechnet. Bei Einrichtungen und Ausstattungen wurde für Zugänge des ersten Halbjahres die volle, für Zugänge des zweiten Halbjahres die halbe Jahresabschreibung vorgenommen.

Von der Bewertungsfreiheit für geringwertige Wirtschaftsgüter wurde Gebrauch gemacht. Außerplanmäßige Abschreibungen wurden nicht vorgenommen.
B.
Umlaufvermögen

Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sind zu Anschaffungskosten unter Beachtung des Niederstwertprinzips bewertet.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zum Nennwert bilanziert.

Aufgrund der unterschiedlichen Funktionen des LVR (Träger, Kostenträger, Bankfunktion u.a.) wird wegen der Klarheit der Darstellung auf eine Saldierung von Forderungen und Verbindlichkeiten verzichtet. Forderungen an den LVR als Kostenträger sind in den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen enthalten.

Die sonstigen Vermögensgegenstände beinhalten im wesentlichen Erstattungen des Bundesamtes für den Zivildienst, Kautionen sowie sonstige Forderungen.
C.
Rechnungsabgrenzungsposten
Der Rechnungsabgrenzungsposten beinhaltet Vorauszahlungen an Außenwohngruppen und sonstige Vorauszahlungen für 2005 (Beamtenbesoldung, Barbeträge).

P A S S I V A

B.
Sonderposten aus Zuwendungen zur Finanzierung des Anlagevermögens
Die Sonderposten stimmen mit den Restbuchwerten der geförderten Anlagegegenstände überein. Der Grund und Boden sowie 70 % des Gebäudewertes sind in den Sonderposten nicht enthalten. 

C.
Rückstellungen
Die Rückstellungen aus Vermögensübertragung mit Rückzahlungsverpflichtung an den Träger beinhalten die Rückzahlungsverpflichtung in Höhe von 70 % der Anschaffungs- und Herstellungskosten der übertragenen Gebäude entsprechend der Festsetzung durch den Kämmerer des LVR.

Für die Bewertung der Rückstellungen für Pensionen liegt ein versicherungsmathematisches Gutachten der Heubeck AG vom 29.03.2005 vor.

Die Rückstellungen für Pensionen sind zum Teilwert gemäß § 6 a EStG unter Zugrundelegung eines Rechnungszinses von 6 % und der Richttafeln von 1998 der Heubeck AG bewertet.

Nach dem 31.12.1986 entstandene Pensionsanwartschaften (Neuzusagen) bestehen nicht.
Über den passivierungspflichtigen Rentenbarwert hinaus bestehen laut Gutachten Pensionsverpflichtungen in Höhe von
2.026.513 Euro,
die in Ausschöpfung des Wahlrechts des Art. 28 Abs. 1 EGHGB im Anhang angegeben werden. 
Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken auf der Grundlage vorsichtiger kaufmännischer Beurteilung. Vom Ansatzwahlrecht für Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung wurde Gebrauch gemacht.
Die Rückstellung für Beihilfeverpflichtung wurde mittels einer Barwertermittlung unter Zugrundelegung der durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht bekannt gegebenen Kopfschadenstatistiken für 2004 und einem Zinssatz von 5,5 % gebildet. 
D.
Verbindlichkeiten
Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als fünf Jahren sowie durch Pfandrechte oder ähnliche Rechte gesicherte Verbindlichkeiten bestehen nicht.

Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag angesetzt.

Die Verbindlichkeiten gegenüber dem Träger der Einrichtung und anderen Einrichtungen des Trägers enthalten die Abführung der vereinnahmten mittel- und langfristigen Investitionskostenanteile und Zinsanteile sowie andere Erstattungen. 

Die sonstigen Verbindlichkeiten enthalten die Eigengelder der Bewohner sowie sonstige Zahlungsverpflichtungen.

Haftungsverhältnisse gemäß § 251 HGB bestehen nicht.
Es bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen für das Folgejahr in Höhe von 768.744,96 Euro. Im Einzelnen betreffen diese Verpflichtungen langfristige Mietverträge.
2.3.3
Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde in Anlehnung an die Anlage 2 zur PBV aufgestellt.

Die Umsatzerlöse verteilen sich wie folgt:


[image: image8.wmf]Erträge aus allgemeinen Betreuungs-/ 

Pflegeleistungen

2003

2004

Veränderung

Veränderung

Euro

Euro

Euro

%

Allgemeiner Pflegesatz ( 100 % )

18.955.116

19.744.755

789.639

4,17%

Platzgeld  ( 75 % )

314.631

295.028

-19.603

-6,23%

Summe

19.269.747

20.039.783

770.036

4,00%


Die im Pflegesatz enthaltenen Investitions- und Zinsanteile von 1.451.317,91 Euro (Vorjahr: 1.463.035,12 Euro) wurden buchhalterisch aus den Erlösen abgespalten und unter der GuV-Position 15 “Erträge aus öffentlicher und nichtöffentlicher Förderung von Investitionen” ausgewiesen.

Die sonstigen betrieblichen Erträge enthalten im wesentlichen Bekleidungsgelder, Lohnkostenzuschüsse, Krankenhilfe gem. SGB XII, Erstattungen von Barbeträgen, Trägerzuschüsse zu Ferienmaßnahmen sowie Zuschüsse des Bundesamtes für den Zivildienst.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten u. a. Barbeträge, Gesundheitsfürsorge, Inkontinenzmittel, Bekleidungsgelder, sonstige Betreuungsaufwendungen sowie die Buchwerte aus Anlagenabgängen.

2.3.4
Mitglieder der Betriebsleitung und des Betriebsausschusses für die Rheinischen Heilpädagogischen Heime und ihnen gewährte Leistungen
(Darstellung gemäß § 24 Abs. 1 EigVO NRW)
Der Betriebsleitung gehörten im Berichtsjahr an:
Woldemar Hesse
Fachlicher Direktor
Henning Rose
Kaufmännischer Direktor
Dem Betriebsausschuss für die Rheinischen Heilpädagogischen Heime der 
11. Landschaftsversammlung Rheinland (1999-2004) gehörten im Berichtsjahr 2004 an:

Vorsitzender:

Dusend, Hermann-Josef (CDU)

Stellv. Vorsitzender:

Rohde, Klaus (CDU)

	Mitglied
	
	Stellvertreter/ Stellvertreterin

	CDU:
	
	

	Buntenbroich, Karl, Kreis Kleve
	
	Beitelsmann, Ludger, Stadt Düsseldorf

	Dusend, Hermann-Josef, Kreis Neuss
	
	Cebulla, Erika, Kreis Mettmann

	Ensmann, Bernhard, Stadt Köln
	
	Erfurt, Gerhard Alfred, Rhein. Berg. Kreis

	Köhler, Helga, Stadt Köln
	
	Hendele, Thomas, Kreis Mettmann

	Koppers, Willy, Stadt Oberhausen
	
	Herbrecht, Wilhelm, Rhein-Sieg-Kreis

	Lüke, Bernhardine, Stadt Aachen
	
	Hohl, Peter, Kreis Kleve

	Necks, Ingrid, Stadt Köln
	
	Kersting, Gerhard, Stadt Essen

	Partenheimer, Gabriele, Stadt Duisburg
	
	Küpper, Heinz, Erftkreis

	Rohde, Klaus, Kreis Mettmann
	
	Reul, Karl, Rhein. Berg. Kreis

	Tondorf, Bernd, Kreis Mettmann
	
	Schaaf, Edith, Kreis Heinsberg

	Verweyen, Inge, Kreis Kleve
	
	Seemann, Gudrun, Kreis Düren

	Wirtz, Matthias, Stadt Köln
	
	Serafim, Eugen, Kreis Wesel

	
	
	

	SPD:
	
	

	Bange, Marlis, Kreis Düren
	
	Altmann, Manfred, Stadt Duisburg

	Berten, Monika, Stadt Mönchengladbach
	
	Benninghaus, Walburga, Stadt Düsseldorf

	Bernarding, Wilhelm, Stadt Duisburg 
	
	Derichs, Ralf, Kreis Heinsberg

	Joebges, Heinz, Kreis Viersen
	
	Hergarten, Winfried, Kreis Euskirchen

	Recki, Gerda, Rhein-Sieg-Kreis
	
	Naaß, Horst, Stadt Bonn

	Servos, Gertrud, Kreis Neuss
	
	Vennen, Horst-Peter, Stadt Mönchengladbach 

	von Grünberg, Bernhard*) Stadt Bonn
	
	

	Weiden-Luffy, Nicole-Susanne, Kreis Aachen
	

	
	
	

	Bündnis 90/Die GRÜNEN:
	
	

	Beck, Corinna, Kreis Düren
	
	Kessing, Ulrike *), Stadt Köln

	
	
	Peters, Anna, Kreis Kleve

	F.D.P.
	
	

	Dörnbrack, Willy *), Kreis Viersen
	
	Mangen, Brigitte *), Stadt Mülheim/R.

	
	Dr. Schreiber, Susanna *), Rhein. Berg. Kreis

	*) Sachkundiger Bürger/Sachkundige Bürgerin


Das Rheinische Heilpädagogische Heim beschäftigte 2004 durchschnittlich:


1,5 
Beamte

269,55
Angestellte 

12,92
Arbeiter

9,66
Vorpraktikanten
Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 2004 gewährten Gesamtbezüge der Betriebsleitung betrugen 148.652,44 Euro (ohne AG-Anteile zur Sozialversicherung).

Die Mitglieder des Betriebsausschusses erhielten eine Entschädigung nach der “Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüsse”, von insgesamt 1.900 Euro. 

2.3.5
Anlagennachweis (Darstellung gem. § 24 II EigVO NRW)
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stand

01.01.2004

Umbuchung
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Abgang
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31.12.2004

Anfangs-

stand

01.01.2004

Abschrei-

bungen des

Geschäfts-

jahres

Entnahme 

für Abgänge

Endstand

31.12.2004

Restbuch-

werte

Stand

31.12.2004

Euro

Euro

Euro

Euro

Euro

Euro

Euro

Euro

Euro

Euro

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

I.

111.498,37

-19.145,49

0,00

0,00

92.352,88

0,00

0,00

0,00

0,00

92.352,88

II.

1.

Grundstücke mit 

Betriebsbauten

22.659.319,17

0,00

4.486,04

419.259,34

22.244.545,87

2.808.980,59

330.876,01

51.129,19

3.088.727,41

19.155.818,46

2.

Außenanlagen

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

3.

Technische 

Anlagen

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

4.

Anlagen im Bau

1.292.262,47

0,00

96.454,63

0,00

1.388.717,10

0,00

0,00

0,00

0,00

1.388.717,10

5.

Einrichtungen und 

Ausstattungen

1.371.544,61

0,00

193.427,81

101.990,83

1.462.981,59

831.905,03

249.053,70

97.205,31

983.753,42

479.228,17

6.

Fahrzeuge

396.271,48

0,00

0,00

0,00

396.271,48

314.317,30

36.889,12

351.206,42

45.065,06

7.

Geleistete 

Anzahlungen

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

25.719.397,73

0,00

294.368,48

521.250,17

25.492.516,04

3.955.202,92

616.818,83

148.334,50

4.423.687,25

21.068.828,79

III

.

25.830.896,10

-19.145,49

294.368,48

521.250,17

25.584.868,92

3.955.202,92

616.818,83

148.334,50

4.423.687,25

21.161.181,67



Bilanzpositionen

Sachanlagen

Summe Sachanlagen

Immaterielle 

Vermögenswerte

Entwicklung der Anschaffungswerte

Entwicklung der Abschreibungen

Finanzanlagen

Summe

Anlagevermögen 


2.3.6
Rückstellungsspiegel
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Endstand 

31.12.2004

Rückstellungsgrund
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I.

Rückstellungen für Pensionen

0,00

0,00

II.

Sonstige Rückstellungen

0,00

0,00

II.1

Rückstellung für Rechts- und 

Beratungskosten

35.000,00

35.000,00

0,00

35.000,00

35.000,00

II.2

Urlaubsrückstellung sowie nicht 

ausgezahlte 

Bereitschaftsdienste, 

Überstunden und Zeitzuschläge

511.638,47

511.638,47

0,00

525.732,33

525.732,33

II.3

Rückstellung für Altersteilzeit

420.000,00

136.792,12

66.792,12

350.000,00

II.4

Rückstellungen für Beihilfen

30.200,00

1.158,59

29.041,41

II.5

Rückstellungen für Jubiläen

41.000,00

3.374,25

3.374,25

41.000,00

II.6

Rückstellung für interne

Jahresabschlusskosten

11.000,00

11.000,00

0,00

11.000,00

11.000,00

II.7

Unterlassene Instandhaltung

1.139.000,00

430.104,85

0,00

421.104,85

1.130.000,00

II.8

Rückstellung für ADV-

Modernisierung

0,00

0,00

0,00

220.000,00

220.000,00

II.9

Rückstellung für QM

12.000,00

10.000,00

0,00

23.000,00

25.000,00

II.10

Andere Rückstellungen

72.700,00

17.700,00

0,00

345.000,00

400.000,00

Summe Rückstellungen

2.272.538,47

1.156.768,28

0,00

1.651.003,55

2.766.773,74

Entwicklung Rückstellungen


2.4 Vorschlag der Betriebsleitung zur Verwendung des Jahresüberschusses

Die Betriebsleitung schlägt vor, das Jahresergebnis von 55.457,44 Euro auf neue Rechnung vorzutragen.
Langenfeld, den 27.06.2005
Die Betriebsleitung
	Siebert
stellv. Fachliche Direktorin
	
	Rose
Kaufmännischer Direktor
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